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Berufl iche Bildung

Aufschwung erreicht längst nicht alle
Ausbildungsmarkt

Arbeitgeberverbände werben für das 
Studium technischer Fächer
zwd Berlin (gev). Die Arbeitgeberver-
bände wollen mehr junge Menschen 
für die Fächer Mathematik, Ingenieur-
wissenschaften, Naturwissenschaften 
und Technik – kurz MINT – gewinnen. 
Dazu starteten sie am 5. Mai in Berlin 
das auf sechs Jahre angelegte Pro-
jekt „MINT Zukunft schaffen“. Das 
Ziel ist laut Arbeitgeberpräsident Die-
ter Hundt dem „zunehmend dramati-
schen“ Fachkräftemangel in diesem 
Bereich entgegenzuwirken. 

Allein im vergangenen Jahr habe 
es einen Mangel an 70.000 Ingeni-
eurInnen gegeben, mit steigender 
Tendenz. Das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium geht bis 2020 von einer Lü-
cke von 240.000 aus. Den jährlichen 
Wertschöpfungsverlust aufgrund des 
Fachkräftemangels bezifferte Hundt 
auf 18,5 Milliarden Euro. Auch der 
Parlamentarische Staatssekretär im 
Bundesbildungsministerium, Andreas 
Storm (CDU), warnte vor dem Fach-
kräftemangel. Bis 2013 würden etwa 
330.000 AkademikerInnen in den Ru-
hestand gehen, darunter 85.000 Inge-

nieurInnen und 70.000 Naturwissen-
schaftlerInnen. Die Zahl der arbeitslo-
sen IngenieurInnen sei rückläufi g. 

Mit der MINT-Initiative möchten 
die Arbeitgeber vor allem die in den 
nächsten Jahren erwarteten starken 
und aufgrund der verkürzten Gym-
nasialzeit doppelten Abiturjahrgänge 
ansprechen. Weiteres wichtiges An-
liegen ist laut Thomas Sattelberger, 
Vorsitzender der Initiative und Perso-
nalvorstand der Deutschen Telekom, 
die hohe Studienabbruchquote in den 
MINT-Fächern zu senken. Jugendli-
che müssten besser über die hervor-
ragenden Zukunftsperspektiven in 
diesen Berufen aufgeklärt werden. 
Zudem sollen mehr Mädchen und 
Frauen gewonnen werden. Neben 
einer verbesserten familienfreund-
lichen Infrastruktur in Unternehmen 
und Hochschulen müsste auch die 
Möglichkeit des berufsbegleitenden 
Studiums stärker ausgebaut werden, 
unterstrich Sattelberger.

www.mintzukunft.de

MINT-Initiative

Hartmut Schauerte (CDU), 
Staatsekretär im Bundes-
wirtschaftsministerium
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Gute Aussichten auf dem Ausbildungs-
markt hat die Wirtschaft ausgemacht. 
Etwas vorsichtiger ist die Bundesregie-
rung: Benachteiligte Jugendliche hätten 
es nach wie vor schwer, eine Lehrstelle 
zu fi nden. 

zwd Berlin (uvl). Weniger Schulabgän-
gerInnen und ein Plus bei den Ausbil-
dungsverträgen im Handwerk von 6,4 
Prozent: Beides Zeichen für eine deut-
liche Entspannung auf dem Ausbil-
dungsmarkt. So sehen es Wirtschafts-
verbände und Bundeswirtschaftsmi-
nisterium. „Wir steuern auf einen aus-
geglichenen Ausbildungsmarkt zu“, 
freut sich Wirtschaftsstaatssekre-
tär Hartmut Schauerte (CDU). Aller-
dings – fügt er einschränkend hinzu 
– gebe es in einigen Bereichen wei-
terhin große Defi zite. Das gilt insbe-
sondere für Jugendliche mit Migrati-
onshintergrund. Seit 1994 sank ihre 
Ausbildungsbeteiligung von 126.000 
auf 65.000, obwohl die Gruppe im-
mer größer wird. Den Unternehmen 
entgingen Chancen, wenn sie nicht 
auf die Gruppe der Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund zurückgriffen, 
betont Schauerte. Um Märkte im Aus-
land zu erschließen, sei es klug, auf 
die interkulturelle Kompetenz der Zu-
gewanderten zu setzen. Bei Kindern 
unter sechs Jahren haben 40 Prozent 
einen Migrationshintergrund.

Defi zite bei BewerberInnen
Als einen Grund für den Rückgang 

führt der Staatssekretär Bildungsde-
fi zite bei ausländischen Jugendlichen 
an. Mehr als 17 Prozent von ihnen ver-
ließen die Schule ohne Abschluss. 44 
Prozent aller MigrantInnen sind ohne 
erlernten Beruf.

Um die Qualität der BewerberIn-
nen sorgt sich auch der Präsident 
des Zentralverbands des Deutschen 
Handwerks, Otto Kentzler. Gesucht 
würden vor allem SchulabgängerIn-
nen mit ordentlichen Noten in Ma-
thematik und Naturwissenschaften. 
„Deshalb müssen wir leider befürch-
ten, dass auch in diesem Jahr Lehr-
stellen unbesetzt bleiben werden.“

Auf wenig Verständnis stieß er mit 
dieser Äußerung bei Bundesarbeits-
minister Olaf Scholz (SPD). Mit so ei-
nem Verhalten werde es in Deutsch-
land auch in Zukunft eine 
hohe Arbeitslosigkeit ge-
ben. „Ich mache nicht 
mehr mit bei der Aus-
sage, es gebe nicht ge-
nügend geeignete Be-
werber für Ausbildungs-
stellen!“ Laut aktuellem 
Berufsbildungsbericht 
der Bundesregierung warten 385.000 
Jugendliche, die sich zum Teil meh-
rere Jahre ohne Erfolg beworben ha-
ben, auf einen Ausbildungsplatz.

Mehr Ausbildungsbeteiligung von 
MigrantInnen erhofft sich Schauerte 
über eine gezielte Ansprache von Un-
ternehmen, die von MigrantInnen ge-

führt werden. Während knapp ein Vier-
tel der deutschen Unternehmen aus-
bildet, liegen von AusländerInnen ge-
führte Betriebe deutlich darunter. Bei 

türkischen UnternehmerInnen 
beträgt die Quote 19 Prozent, 
bei MigrantInnen aus der ehe-
maligen Sowjetunion 15. Am 
Ende bewegen sich von Italie-
nerInnen und GriechInnen ge-
führte Betriebe (9 bzw. 6 %). 

Die geringeren Ausbildungs-
quoten führt der Vorsitzende 

der deutsch-türkischen Industrie- 
und Handelskammer, Rainhardt Frei-
herr von Leoprechting, auf eher fami-
liär gehaltene Unternehmensstruktu-
ren zurück sowie auf Unkenntnis des 
deutschen Ausbildungssystems. Sie 
müssten erst von seinem Nutzen 
überzeugt werden.

Das Projekt:
www.lichtpunkte.info
Die Hunsrück-Grundschule: 
www.hgs.cidsnet.de

Strategien gegen Kinderarmut

Gemeinsam Chancen schaffen
13. Deutscher Kinder- und Jugendhilfetag

Musizieren ohne Angst um den Geldbeutel
Lichtpunkteprojekt

zwd Berlin (uvl). „Spielen wir heute Jin-
gle Bells?“, fragt Alexander*. Seine 
Gitarre überragt den schmächtigen 
Neunjährigen mit der runden Brille 
fast, aber er scheint fest entschlos-
sen, gleich loszulegen. Musiklehrer 
Ulrich von Au ist skeptisch. „Wir ha-
ben doch nicht Weihnachten“, sagt 
er und blickt demonstrativ nach drau-
ßen auf den frühlingsgrünen, sonni-
gen Hinterhof der Hunsrück-Grund-
schule im Berliner Stadtteil Kreuz-
berg. Von Au schlägt stattdessen vor, 
Akkorde einzuüben. Erst G-Dur, dann 
D-Dur und zum Schluss 
C-Dur, für den Alexander 
seine Finger ungewohnt 
weit auseinanderspreizen 
muss. „Au, das tut weh!“ 
ruft er empört.

„Musik macht uns ge-
meinsam stark“, heißt 
das Projekt an der Grund-
schule in der Nähe der U-
Bahnhaltestelle Görlitzer 
Bahnhof. Ziel ist es, sozial benach-
teiligten Kindern Zugang zu kulturel-
ler Bildung und zum kulturellen Le-
ben in der Gesellschaft zu eröffnen. 
Sie sollen trotz schlechter Startbedin-
gungen nicht das Vertrauen in ihre ei-
genen Fähigkeiten verlieren, heißt es 
in der Projektbeschreibung.

Kostenpfl ichtiger Privatunterricht 
Ausgangspunkt des Projekts war 

die Umwandlung der Hunsrück-
Grundschule zur Ganztagsschule. 
Auf Elterninitiative hin wurden in der 
zusätzlichen Schulzeit am Nachmit-
tag Musikangebote organisiert. Der 
Haken: Weil der Unterricht privat be-
zahlt werden musste, blieben die 
Kinder aus einkommensschwachen 
Familien außen vor. Und das ist der 
Großteil in diesem Berliner Stadtteil. 
Zwanzig Euro kostet eine Stunde Gi-
tarrenunterricht. Für viele Eltern ist 
dieses kleine Extra nicht zu bezah-
len. Sie fühlten sich dadurch ausge-
schlossen. 

Seit Anfang des Jahres können 
auch Alexander und seine beiden 
Freunde Michael und Bülent am pri-

vaten Gitarrenunterricht von Ulrich 
von Au teilnehmen. Im Rahmen des 
„Lichtpunkteprojekts“ übernehmen 
die Deutsche Kinder- und Jugendstif-
tung und das Mobilfunkunternehmen 
debitel für ein Jahr die Kosten von ins-
gesamt 40 Förderkindern. Ihnen steht 
der Unterricht an Gitarre, Flöte, Sa-
xophon, Klavier und Perkussionsins-
trumenten offen. Das Interesse ist so 
groß, dass die Schule bereits Warte-
listen einführen musste. 

Breiter Fördergedanke
Gerade der 

Nachwuchs aus 
Einwandererfami-
lien, der die Mehr-
heit in der Huns-
rück-Grundschule 
stellt, erhalte ohne 
das Projekt kei-
nen Zugang zur 
Musik, ist sich 

von Au sicher. Über die Musik wür-
den auch Erfolge in anderen Berei-
chen  erzielt. Bei einer Kollegin, die 
Gesang unterrichte, sei ein Junge, 
der stottere. Beim Singen würde die-
ses Sprachproblem verschwinden 
und auch beim normalen Sprechen 
sei das Stottern inzwischen geringer 
geworden.

Erste öffentlichkeitswirksame Er-
folge haben die Musikkinder der 
Hunsrück-Grundschule bereits hinter 
sich. Ende April gaben sie vor Freund-
Innen und Familie ein erstes Konzert 
mit Stücken von Händel, Bach und 
Beethoven. Die Aufnahme einer CD 
ist in Arbeit.

*Alle Kindernamen geändert

Üben für den großen Auftritt
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zwd Essen (uvl). VertreterInnen der Kin-
der- und Jugendhilfe in Deutschland 
haben eine Neujustierung des gesell-
schaftlichen Gerechtigkeitsbegriffs ge-
fordert. „Die Ungleichheiten nehmen 
zu“, unterstrich Reiner Prölß (SPD), 
Sozialstadtrat in Nürnberg und ehe-
maliger Vorsitzender der Arbeitsge-
meinschaft Jugendhilfe (AGJ) in sei-
nem Grußwort zum 13. Deutschen 
Kinder- und Jugendhilfetag. Es werde 
zunehmend als ungerecht empfun-
den, dass sich einerseits die Einkom-
mensschere öffne und es immer mehr 
unsichere Beschäftigungsmöglichkei-
ten gebe, andererseits aber einige Su-
perreiche den Respekt vor dem Steu-
errecht und Gesetz verlören.

Der Kongress in Essen steht unter 
dem Motto „Gemeinsam Chancen 
schaffen“. Vom 18. bis 20. Juni geht 
es in 200 Fachveranstaltungen um: 
 Unterstützung und Entlastung für 

Eltern, die nach wie vor die größten 
Leistungen für Kinder erbringen;

 Eine Politik, die Armut und Aus-
grenzung von jungen Menschen 
entgegenarbeitet und Teilhabe-
chancen für sie eröffnet;

 Ein kinderfreundliches Gemein-
wesen, eine aktive Kinder- und 
Jugend(hilfe)politik, die vor Ort Be-
achtung fi ndet;

 Eine nachhaltige Refl exion von Ge-
schlechterrollen und die Berück-
sichtigung des Prinzips von Gen-
der Mainstreaming;

 Bildung, Integration und Teilhabe.
Eröffnet wird der Kongress von 

Bundespräsident Horst Köhler (CDU). 
Globalisierung und demografi scher 
Wandel erforderten von jungen Men-
schen in einem bislang unbekannten 
Maß Flexibilität, Veränderungskompe-
tenz und Mobilität, heißt es im kinder- 
und jugendpolitischen Leitpapier, das 
die AGJ für die Konferenz veröffent-
licht hat. In diesem Zusammenhang 
sei die Frage nach sozialer Gerech-
tigkeit neu zu stellen. 


